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Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Das heißt:
Mit Ihrem Smartphone,
Tablet-PC und der App
WESER-KURIER Live
(kostenlos im App-Store

und bei Google Play) können digitale
Inhalte wie Videos, Audios, Bilderstrecken
oder Internetseiten und weitere Informa-
tionen abgerufen werden.
Bei aktivierter App auf „Scan“ tippen, mit
der Kamera das Bild erfassen und schon
wird der WESER-KURIER lebendig!

Zur Person
Michael Wolffsohn (67),
gebürtiger Israeli, ist
Historiker und lehrte bis
2012 an der Hochschule
der Bundeswehr in Mün-
chen. Als Autor ver-
fasste er u.a. „Wem ge-
hört das Heilige Land?“
und „Zum Weltfrieden,
Ein politischer Entwurf“.

Peter Hanuschke
über das EcoMaT

Airbus-Chef Tom Enders
hatte jüngst vor Journalisten

davon geschwärmt, welche Besonderheit
Bremen aufgrund seiner vielfältigen Aktivi-
täten in der Luft- und Raumfahrt hat. Mit
dem Forschungszentrum EcoMaT wird es
noch mehr Grund zum Schwärmen geben:
Kleine und große Unternehmen sowie Insti-
tute und Wissenschaft sollen ihre Kräfte
bündeln und zukunftsweisende Leichtbau-
materialien entwickeln.

So eine geballte Ansammlung an Wirt-
schaftskraft und Wissenschaft ist einmalig
in Europa und wird dafür sorgen, dass Bre-
men seine Spitzenposition in der Luft- und
Raumfahrt in Europa auf Jahre behalten
wird. Die Investition über 58 Millionen
Euro durch die bremische Wirtschaftsförde-
rung ist gut angelegtes Geld: Denn es wird
branchenübergreifend und damit effektiv
und kreativ an neuen Werkstoffen und
neuen Fertigungsprozessen gearbeitet.

Und noch etwas zeichnet dieses Vorha-
ben aus: Es gibt nicht das Henne-Ei-Pro-
blem. Denn es wird nicht erst das Grund-
stück erschlossen und dann nach Interes-
senten gesucht oder umgekehrt, sondern
es gab von vornherein die Bedingung,
dass nur mit einer Mindestanzahl an Miet-
zusagen weiter geplant werden darf.
Schön, wenn diese Variante mit überschau-
baren Risiko auch für andere Großvorha-
ben gelten würde – etwa für den Offshore
Terminal Bremerhaven.

peter.hanuschke@weser-kurier.de
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Hans-Ulrich Brandt
zum Polizeikosten-Streit

Bremen macht ernst, eine
nach der hitzigen Vorge-

schichte nur konsequente Entscheidung.
Die rot-grüne Landesregierung und allen
voran Innensenator Ulrich Mäurer hätten
sich sonst auch komplett blamiert, wären
sie vor dem SV Werder im Besonderen und
der Deutschen Fußball Liga DFL im Allge-
meinen doch noch in die Knie gegangen.

Nein, die Entscheidung der Bürger-
schaft, nun den Profi-Fußball für Polizeiein-
sätze bei Risikospielen in der Bundesliga
zur Kasse zu bitten, ist so richtig wie sie
letztlich erwartbar war. Und dabei spielt es
auch keine Rolle, dass jetzt ein zäher
Rechtsstreit beginnen wird, der dazu füh-
ren dürfte, dass die vom Bremer Senat der
DFL in Rechnung gestellten Polizeieinsatz-
kosten für Heimspiele des SV Werder
gegen Hannover 96 oder den HSV viel-
leicht erst in zwei Jahren in die Bremer
Haushaltskasse fließen werden. In diesem
emotional aufgeladenen Streit zwischen
Politik und König Fußball, dem gerade
auch in Bremen vieles willfährig zu Füßen
gelegt wurde und wird, ist jetzt Durchhalte-
vermögen gefragt.

Von Anfang an haben sich Werder und
die Verantwortlichen der mächtigen DFL
mit ihrer überzogenen Abwehrstrategie
selbst diskreditiert. Ein fest eingeplantes
EM-Qualifikationsspiel von Bremen nach
Nürnberg zu verlegen, war ganz schlech-
ter Stil. Und Werders Vereinsbosse Klaus-
Dieter Fischer und Klaus Filbry haben
nach Bekanntwerden der Pläne mit soforti-
gem Liebesentzug reagiert – Fischers Aus-
tritt aus der SPD inklusive. Das ist peinlich,
zumal sich Werder nun wirklich über man-
gelnde Zuneigung seitens der Bremer Poli-
tik nicht beklagen kann. Wer die nicht im-
mer leichten Beziehungen zwischen Stadt
und Verein Revue passieren lässt, dem
fällt so manche Lex Werder ein. Und man
denke nur daran, dass die Stadt auch zu 50
Prozent an den Kosten für das Wesersta-
dion beteiligt ist.

Im Übrigen hat Werder als Tabellenletz-
ter ganz andere Sorgen. Nicht eventuell zu
bezahlende Polizeieinsätze bedrohen die
Zukunft des Vereins, sondern die rasante
sportliche Talfahrt. Der Verein sollte sich
um sein Kerngeschäft kümmern – ein Sieg
gegen Köln am Freitag lässt dann in Bre-
men auch wieder alle jubeln.

hans-ulrich.brandt@weser-kurier.de

Stefan Lakeband
zur Cannabis-Legalisierung

Es klingt schon merkwürdig:
Polizisten, die sich für die Le-

galisierung von Cannabis einsetzen. So
richtig kann man sich das nicht vorstellen,
schließlich ist es ihr Job, die Verbreitung
von Drogen zu verhindern.

Andererseits sind solche Forderungen
allzu verständlich. Die Gesetzeshüter be-
fassen sich jeden Tag mit Straftaten: Ein-
brüche, Diebstahl, Gewalt. Verbrechen,
bei denen auch andere Menschen unver-
schuldet zu Schaden kommen. Wenn sie al-
lerdings jemanden verhören müssen, der
dann und wann einen Joint raucht, gerät
die Verhältnismäßigkeit aus den Fugen.
Wer nicht gerade in großen Menschenmas-
sen kifft, schadet eigentlich nur sich selbst
– so wie beim Alkohol. Der ist in der Gesell-
schaft aber weitestgehend akzeptiert.

Hinzu kommt der immense Arbeitsauf-
wand: Finden Polizisten Drogen, dürfen
sie nicht wegsehen, selbst wenn die
Menge noch so gering ist. Und selbst
wenn sie genau wissen, dass das Verfah-
ren wieder eingestellt wird. So etwas frus-
triert.

Würde man das Verbot lockern, könnten
aus Straftätern harmlose Konsumenten
werden, der Verkauf von Cannabis könnte
kontrolliert stattfinden und Polizisten müss-
ten sich nicht mehr mit Bagatellen rum-
schlagen, sondern hätten mehr Zeit für die
eigentlichen Probleme.

stefan.lakeband@weser-kurier.de

zu EU-Kommissionschef Jean-Claude
Juncker: „Vieles von dem, was der
neue Kommissionspräsident ankün-
digt, scheint widersprüchlich und un-
vereinbar. Was er nach langem Wahl-
kampf wirklich plant, wird man erst er-
fahren, wenn er auf seinem Chefsessel
in Brüssel angekommen ist. Ob die
neue Organisationsstruktur arbeitsfä-
hig ist, wird sich ebenfalls erst in der
Praxis herausstellen. An der Spitze ste-
hen mächtige Vizepräsidenten, die
aber ohne Fachabteilungen auskom-
men müssen und deren Zuständigkei-
ten sich teilweise überschneiden. Ih-
nen sollen die zwanzig Fachkommis-
sare zuarbeiten, die über den Beamten-
apparat verfügen. Vom Gelingen der
Arbeit der nächsten fünf Jahre hänge
ab, ob die Europäische Union über-
haupt noch eine Zukunft habe, hat Jun-
cker am Dienstag gesagt. Damit hat er
die Latte an der höchstmöglichen
Marke aufgelegt.“

PRESSESTIMMEN

WESER-KURIER LIVE

Noch ist der „Islamische Staat“ (IS) kein
Staat. Weder in Syrien noch im Irak.
Wenn die Internationale Gemeinschaft
aber fortfährt wie bisher, dauert es nicht
mehr lange, dass dieser Albtraum Wirk-
lichkeit wird. Vor allem der Westen ist
gefordert, also letztlich also auch wir.

Was tun? Es muss militärisch und
politisch anders gedacht und
dann anders, besser gemacht wer-

den. Man vergesse dabei nicht, dass Mili-
tärisches stets politisch ist. Ja, Krieg ist
Politik mit anderen Mitteln. Mit Mitteln
der Gewalt. Das Ziel, auch des Militäri-
schen, ist immer politisch.

Militärisch muss der
Luftkampf gegen den IS in-
tensiviert werden. Das sei
besonders schwierig,
heißt es. Bei jedem Luftan-
griff mischten sich IS-
Kämpfer mit der örtlichen
Zivilbevölkerung. Diese
werde dabei als Geisel und Schutzschild
missbraucht. Das stimmt.

Aber die entsetzliche Tatsache sieht
doch so aus: Der IS schlachtet die Zivilbe-
völkerung ohnehin ab. Wo der IS ist, ist
ein friedliches Überleben der örtlichen
Zivilbevölkerung praktisch unmöglich.
Das gilt vor allem für Nicht-Muslime,
aber auch für – aus der Sicht des IS – „fal-
sche Muslime“.

Daraus folgt: Man bombardiere diese
so schändlich missbrauchten Schutz-
schilde hier und dort, um überall das wei-
tere Abschlachten zu verhindern. Das
klingt und ist entsetzlich, aber hier hilft
ein historischer Vergleich: Auschwitz-
Häftlinge schauten sehnsüchtig auf die
US-Bomber, welche die Vernichtungs-
hölle überflogen, ohne sie zu bombar-
dierten. Auf diese Weise, so die Hoff-
nung der Verzweifelten, müssten an-
dere nicht mehr sterben.

Nebenbei: Schon 2011 hätte man rela-
tiv mühelos eine humanitäre Schutz-
zone im syrisch-türkisch Grenzgebiet er-
richten können. Die US-Regierung, die
EU und auch die Bundesregierung woll-
ten das nicht.

Wir kämpfen gegen den IS. Und im be-
waffneten Kampf hat man nur die Wahl
zwischen dem Schlimmeren und
Schlimmsten, um das Allerschlimmste
zu verhindern.

Der IS hat zahlreiche Großwaffen, Pan-
zer vor allem. Die wurden von den
davoneilenden Soldaten der Iraki-
schen Armee erbeu-
tet. Panzer können
nicht in Wohnhäu-
sern versteckt wer-
den. Wenn also die
US-Luftwaffe mit ih-
ren mehrheitlich
arabischen Verbün-
deten diese Panzer
(die keine Luftab-
wehr besitzen) nicht trifft, dann ist
sie unfähig. Dann ist der Kampf
gegen den IS aussichtslos.

Muss man Bodentruppen schi-
cken? Ja, sagen viele. Neuerdings
sogar viele Grüne und manche
aus der Linkspartei. Das ist,
nach dem Kosovo-Einsatz
der Bundeswehr unter
Außenminister Joschka Fi-
scher, die zweite Koper-
nikanische Wende grü-
ner Militärpolitik. Vor-
sicht: Man kommt
überall schneller
rein als raus. Zuerst
und vor allem muss
der Luftkampf klü-

ger und somit erfolgreicher gestaltet wer-
den.

Die Benutzung türkischer Luftwaffen-
basen sollte unter NATO-Mitgliedern
eine Selbstverständlichkeit sein. Noch
weigert sich Präsident Reccep Tayyip Er-
dogan, die entsprechende Genehmigung
zu erteilen. Dann stellt sich aber für die
NATO und hier besonders für die Bundes-
wehr diese Frage: Wozu bleiben dann
unsere Soldaten mit ihren „Patriot“-Luft-
abwehrraketen weiter in der Türkei? Ge-
dacht waren sie gegen die Luftwaffe des
syrischen Präsidenten Bashar al-Assad.
Doch dessen Flugzeuge meiden diese Re-

gion schon längst.
Vor einem Großeinsatz

von Bodentruppen gibt es
diverse Steigerungsmög-
lichkeiten auf dem Boden.
Denk- und machbar sind
Panzervorstöße, bei
denen Panzertruppen,
zum Beispiel in Kobane,

und/oder im Norden des Irak den IS an-
greifen. Angriff, Rückzug, Angriff, Rück-
zug. Bei Kobane wäre jetzt zunächst die
Türkei gefordert. Das würde auch ihre in-
nenpolitische Kurdenfront entlasten und
nicht belasten. Erdogan & Co sehen das
anders. Sie irren, denn die türkischen Kur-
den würden dann ihre Waffen gegen die
Türkei niederlegen. So aber gehen sie
zum Guerillakrieg über. Den kann die
Türkei langfristig nicht gewinnen. Sie hat
ihn dann selbst verschuldet.

Denk- und machbar sind auch Kom-
mandoaktionen aus der Türkei. Das müs-
sen nicht unbedingt türkische Soldaten
machen. Kleine, effiziente Eliteeinheiten
mit hochmoderner Ausrüstung könnten
dem IS beträchtlich schaden.

Doch nicht nur die Türkei ist ein zwie-
lichtiger Partner im Kampf gegen den IS.
Sie hatte ihn ja lange gefördert. Gleiches
gilt für manch’ anderen vermeintlichen
Verbündeten, etwa Saudi-Arabien und
Katar.

Für Bodentruppen benötigt man natür-
lich Soldaten. Es gibt sie doch: Kurden-
kämpfer in Syrien und Irak. Man liefere
ihnen schwere Waffen. Nicht nur Panzer-
abwehrraketen. Warum nicht auch Pan-
zer und anderes schweres Gerät? Die Bun-
desregierung liefert auch noch Gewehre,

Schutzwesten und Nachtsichtgeräte. Sie
hat – gut und richtig und wichtig – A ge-
sagt. Wenn sie es mit dem Kampf gegen
den IS ernst meint, muss sie auch B und C
sagen.

Politisch wird bislang die „Stabilisie-
rung“ des Irak und Syriens angepeilt. Sy-
rien und der Irak sind aber, auch nach
einem möglichen militärischen Sieg über
den IS, nicht stabilisierbar. Wie viele an-
dere Staaten in der nachkolonialen und
vor allem der nahöstlichen Welt sind Sy-
rien und der Irak künstliche Gebilde. Ir-
gendwann zerfällt jedes künstliche Ge-
bilde. Die verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen wollten und wollen nicht unter
dem vermeintlich gemeinsamen Dach Sy-
rien oder Irak leben. Sie wollten seit dem
Ersten Weltkrieg und wollen auch heute
ein anderes Haus, einen anderen Staat.

Ein Beispiel: Wer auf die Karte schaut
und dabei sieht, wo Sunniten im Irak und
in Syrien leben, stellt unschwer fest, dass
sich dieses Gebiet ziemlich genau mit
dem gegenwärtigen Machtbereich des
IS deckt. Deshalb genießt der IS in der
sunnitischen Bevölkerung durchaus
große Unterstützung. Jenseits der Killer-
orgien verfolgt der IS also ein rationales
und berechtigtes Ziel. Es reicht deshalb
nicht, auf die Sunniten nur Bomben zu
werfen. Man muss ihren Wusch nach
Selbstbestimmung ernst nehmen.

Das heißt: Die nahöstliche Staatenord-
nung muss neu gedacht und neu ge-
macht werden. Das gilt nicht nur für die
Sunniten, auch für Kurden und Schiiten
in Nahost. Über Nahost hinaus gilt das
für viele Krisenregionen der Welt. Auch
für die Ukraine, Moldawien, Tschetsche-
nien und, ja, Tibeter und chinesische Ui-
guren. Nur so wird Frieden einkehren.

Michael Wolffsohn
über Versäumnisse
und Möglichkeiten

im Kampf gegen den IS

Gute Investition Konsequent

Überfällig
Klüger kämpfen

zum selben Thema: „Juncker ist ein
stärkerer Politiker als Barroso. Er wird
gegenüber Kanzlerin Angela Merkel
und deren Kollegen in den Hauptstäd-
ten mehr Profil entwickeln. Er ist kein
frischer, neuer Mann in Brüssel, aber
erfahren, proeuropäisch, pragmatisch.
Und er wurde dreifach legitimiert:
durch die Bürger in der Europawahl,
bei der er als Spitzenkandidat der Euro-
päischen Volkspartei antrat; durch die
Staats- und Regierungschef, die ihn als
Kommissionspräsidenten nominierten;
und durch das Europaparlament, das
seine Kommission jetzt bestätigte.“

Die Kurden brauchen im Kampf gegen den IS
nicht nur Panzerabwehrwaffen wie das Sys-
tem Milan, sondern auch schweres Gerät,
meint Michael Wolffsohn. FOTO: ACTION PRESS
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